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Empfehlungen zum Iran-Geschäft (Teil 1)

Es gibt wieder Neuigkeiten im Iran-Geschäft: Am 16. August 2016 hat die EU-Kommission die neue Iran-Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/1375 veröffentlicht. Diese ordnet drei Iran-Anhänge neu. Und am 20. September 2016 ist die Neufassung des Merkblatts 
Iran vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) erschienen. Im Folgenden werden einige besonders wichtige 
Empfehlungen für das Iran-Geschäft anhand von Praxisbeispielen erläutert. 

Empfehlung 1:  
Machen Sie keine Iran-Angebote 
ohne Vorbehaltsklausel!

Empfehlung 2:  
Machen Sie keine Iran- 
Geschäfte ohne exportrechtliche 
Güter- und Personenprüfung!

Fall 1: Drei Güter für den Iran

Firma D in Deutschland möchte folgende 
Güter an Kunde I im Iran exportieren:  
1) Öfen, geeignet für Betriebstemperatu-
ren höher als 400 Grad Celsius, die mit 
kontrollierter Atmosphäre betrieben wer-
den, 2) auf 2B119 gelistete Auswuchtma-
schinen und 3) Frequenzumwandler. Der 
Kunde I selbst ist nicht gelistet, aber D fin-
det heraus, dass es sich um eine Tochter-
gesellschaft der SHIG handelt. Nachdem 
D ein entsprechendes Angebot geschickt 
hat, welches von I angenommen wurde, 
möchte D diese Güter in den Iran an I lie-
fern. Was muss D hierbei beachten?

Lösung Fall 1: Angebotsklausel 

Das Iran-Embargo ist das einzige EU-
Embargo, welches bereits für den „Ver-
kauf“ – und nicht nur für die „Ausfuhr“ – 

Iran-gelisteter genehmigungspflichtiger 
Güter (Anhänge I, II, VII A und VII B) eine 
„vorherige Genehmigung“ des BAFA ver-
langt. (Und der „Verkauf“ der auf Anhang 
III gelisteten Güter in den Iran ist in jedem 

Fall verboten, ohne die Möglichkeit einer 
Genehmigung). Sofern das Angebot vom 
iranischen Kunden angenommen wird, 
liegt ein Verkauf an ihn vor. Ein Verkauf 
dieser gelisteten genehmigungspflichti-
gen Güter ohne vorherige BAFA-Geneh-
migung würde somit einen strafbaren 
Embargoverstoß (mit hohen Sanktionen) 
darstellen. Streng genommen, würde dies 
voraussetzen, dass vor jedem Iran-Ange-
bot, das ein möglicherweise genehmi-
gungspflichtiges Gut betrifft, eine BAFA- 
Genehmigung eingeholt werden muss. 
Diese Auslegung wäre unpraktisch, wenn 
nur ein kleiner Teil der Angebote vom 
Kunden angenommen würde. Unnötige 
Güterprüfungen sollten möglichst ver-
mieden werden!

Hier bietet sich an, beim ungeprüften 
Angebot mit einer Bedingung zu arbei-
ten, wobei dies aus strafrechtlichen Grün-
den eine aufschiebende Bedingung sein 
sollte. Denn die Rechtsfolge der voll wirk-
samen Angebotsabgabe darf erst eintre-
ten, wenn vorher die Bedingung erfüllt ist. 
Bei einem ungeprüften Iran-Angebot 
besteht aufgrund der aufschiebenden 

Moschee am großen Basar von Teheran – auch hier lockt das Geschäft, doch Sorgfalt ist geboten. 
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Bedingung die rechtliche Bindungswir-
kung erst mit Bedingungseintritt: Das 
Risiko eines Embargoverstoßes kann 
somit abgewendet werden. Wie die wei-
tere Prüfung dieses Falls zeigen wird, han-
delt es sich hier um gelistete genehmi-
gungspflichtige bzw. verbotene Güter, so 
dass eine qualifizierte Iran-Exportklausel 
für D absolut zentral ist. Ohne eine solche 
Klausel hätte D sich bereits wegen eines 
versuchten oder vollendeten Embargover-
stoßes strafbar gemacht!

Lösung Fall 1: Güterprüfung

Die Güterprüfung wird hier zu folgendem 
Ergebnis führen: Die Öfen, die mit kontrol-
lierter Atmosphäre betrieben werden, 
sind ebenso wie die Frequenzumwandler 
genehmigungspflichtig (vgl. im Anhang II 
die Position II.A2.006 für die Öfen, und im 
Anhang I die Position 3.A.1 für die Fre-
quenzumwandler). Die auf 2B219 geliste-
ten Auswuchtmaschinen sind für den Iran 
verboten (vgl. im Anhang III die Position 
9.B.2). D muss daher erst eine BAFA- 
Genehmigung für die ersten zwei genann-
ten Güter besorgen, während das dritte 
Gut weder verkauft noch ausgeführt wer-
den darf.

Diese Güterprüfung war bisher sehr auf-
wendig für die Anhänge I (NSG = Nuclear 
Supplier Group und ihre Dual-Use-Güter) 
und III (MTCR = Missile Technology Control 
Regime und ihre Dual-Use-Güter), weil die 
Listung bisher ohne jegliche Bezugnahme 
auf Zolltarifnummern und Ausfuhrlisten-

positionen erfolgte. Bisher konnte die 
Prüfung dieser beiden Anhänge nur 
manuell erfolgen, indem alle für die 
betroffenen Güter möglichen Stichworte 
und ihre Synonyma eingegeben wurden, 
was ein Verständnis der möglichen Funk-
tionen und Verwendungen dieser Güter 
voraussetzte. Mit Wirkung zum 17. August 
2016 hat sich dies insofern etwas gebes-
sert, als die neue Durchführungs-VO 
2016/1375 die Iran-Anhänge I, III und VII B 
neu bekanntgemacht hat. 

Die Iran-Anhänge I und III erhalten hier 
erstmals Referenzen auf Ausfuhrlisten-
positionen, so dass sie leichter geprüft 
werden können. Andererseits kann der 
vollständige Inhalt dieser beiden Anhänge 
nur erfasst werden, wenn hierfür die bis-
herigen Fassungen in der VO 2015/1861 
berücksichtigt werden. Wenn es dann 
Auslegungsschwierigkeiten gibt, sollte 
zusätzlich in die Neufassung der Anhänge 
I und III durch VO 2016/1875 geschaut 
werden, um zu klären, ob ein Gut von die-
sen beiden Anhängen erfasst ist. Da hier 
noch Unsicherheiten bleiben, sollte 
zusätzlich eine manuelle Prüfung der 
Güter bzgl. der Iran-Anhänge I und III 
erfolgen. Iran-Anhang VII B ist durch die 
VO 2016/1375 etwas gekürzt worden.

Lösung Fall 1: Personenprüfung

Die Personenprüfung wird hier zu folgen-
dem Ergebnis führen: Da I eine Tochterge-
sellschaft des gelisteten Unternehmens 
SHIG (Anhang VIII) ist, stellt sich die Frage, 

ob hier das mittelbare Bereitstellungsver-
bot nach Art. 23 Abs. 3 eingreift. Für solch 
einen Fall heißt es im BAFA-Merkblatt Iran: 
Wenn ein gelistetes Unternehmen eine 
Beteiligung von mindestens 50% am Kun-
den I hat oder wenn das gelistete Unter-
nehmen über gesellschaftsrechtliche 
Sonderrechte verfügt, die ihm einen 
beherrschenden Einfluss über I einräu-
men, wäre ein mittelbares Bereitstellungs-
verbot zu vermuten. Andererseits sei D 
nicht zu Sachverhaltsaufklärungen wie 
ein Detektiv verpflichtet, wenn D keine 
Anhaltspunkte für diese Beteiligungsver-
hältnisse hätte. Hier war D bekannt, dass I 
eine Tochter der gelisteten SHIG war; 
demnach würde das mittelbare Bereitstel-
lungsverbot eingreifen.

Etwas anderes würde aber dann gelten, 
wenn D aufgrund einer Bewertung aller 
Einzelfallumstände geltend machen 
könnte, dass das gelieferte Gut der gelis-
teten Person nicht zugutekommen würde. 
Hierfür könnte D etwa geltend machen, 
dass der Geschäftsbereich von I ein ganz 
anderer als der der gelisteten SHIG sei. In 
einem beratenen Fall ging es um medizi-
nische Güter, die an Unikrankenhäuser im 
Iran geliefert werden sollten, die im Eigen-
tum einer gelisteten petrochemischen 
Firma standen. Hier konnte schnell deut-
lich gemacht werden, dass das Risiko 
einer Weiterlieferung von den Kranken-
häusern an das Mutterunternehmen aus-
schied. Daher sah das BAFA darin keinen 
Verstoß gegen das mittelbare Bereitstel-
lungsverbot.

Hätte D keine exportrechtliche Güter- und 
Personenprüfung vorgenommen – etwa 
weil er nach Lektüre der Zeitungen davon 
ausging, das Iran-Embargo sei abge-
schafft worden –, hätte er einen Embargo-
verstoß begangen. Es hilft also gar nichts, 
sich allein auf Fragen des Wirtschafts- und 
Steuerrechts des Iran einzulassen, um das 
Iran-Geschäft zu betreiben. Es muss zwin-
gend die exportrechtliche Güter- und Per-
sonenprüfung vorgeschaltet werden, um 
hohe Sanktionen für einen Embargover-
stoß zu vermeiden!

Empfehlung 3:  
Machen Sie keine Iran-Finanzie-
rungen oder keine Iran-Verträge 
ohne Prüfung, ob eine vorherige 
BAFA-Genehmigung erforderlich 
ist!

Fall 2: Investitionsfall 

D in Deutschland überlegt, entweder eine 
finanzielle Investition in das iranische 
Unternehmen I zu tätigen oder Anteile an 
I zu erwerben bzw. die Anteile an I auszu-
bauen. I ist im Bereich der Petrochemie 
oder von Lasern tätig. Was muss D hierbei 
beachten?

Lösung Fall 2: Finanzprüfung

Nach Art. 2 a Abs. 1 lit. c VO 267/2012 (und 
hierzu parallelen Vorschriften) würde dies 
eine vorherige BAFA-Genehmigung erfor-


